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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Kindergeld-/Erziehungsgeldangelegenheit
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1. Instanz

Aktenzeichen S 29 EG 130/02
Datum 08.01.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 EG 31/03
Datum 27.05.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 8. Januar 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des zweiten Rechtszuges sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf Landeserziehungsgeld
(LErzg) fÃ¼r den 25. mit 30. Lebensmonat (05.06. mit 06.12.1996) ihrer Tochter C.
streitig.

I.

Die 1968 geborene KlÃ¤gerin, eine verheiratete tÃ¼rkische StaatsangehÃ¶rige,
welche seit 09.02.1993 im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis war, ist die Mutter der
1994 in M. geborenen C â�¦ Sie lebte seither mit dieser und ihrem Ehemann in
einem gemeinsamen Haushalt, betreute und erzog das Kind und Ã¼bte daneben ab
14.12.1994 mit 27.05.1995 eine ErwerbstÃ¤tigkeit mit 24 Wochenstunden aus. Sie
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war bei der Betriebskrankenkasse der Bundespost krankenversichert. Durch
Bescheid der Familienkasse beim Amt fÃ¼r Versorgung und FamilienfÃ¶rderung
MÃ¼nchen II vom 26.08.1994 (Teilaufhebungsbescheid vom 26.06.1995) erhielt sie
fÃ¼r den 1. mit 12. Lebensmonat des Kindes je DM 600,00 BErzg, in der Zeit vom
05.06.1994 mit 04.08. 1994 unter Anrechnung von Mutterschaftsgeld. Ab
28.07.1995 (14. mit 24. Lebensmonat) wurde ihr erneut BErzg in voller HÃ¶he
gewÃ¤hrt (Bescheid vom 20.09.1995).

Der am 07.02.2002 gestellte Antrag auf Bewilligung von LErzg, in dem unter
anderem angegeben wurde, die KlÃ¤gerin habe ab MÃ¤rz 2000 eine geringfÃ¼gige
TeilzeitbeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt, wurde durch Bescheid vom 22.05.2002 im
Wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung abgelehnt, aufgrund der Rechtsprechung des
EuGH, Urteil vom 04.05.1999, C-262/96, kÃ¶nnten AnsprÃ¼che auf Leistungen fÃ¼r
ZeitrÃ¤ume vor dem 04.05.1999 nicht geltend gemacht werden. Der
Leistungszeitraum fÃ¼r das 1994 geborene Kind hÃ¤tte spÃ¤testens am
04.12.1996 geendet, so dass LErzg nicht gewÃ¤hrt werden kÃ¶nne. Der hiergegen
erhobene Rechtsbehelf blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 23.07.2002).

II.

Das angerufene Sozialgericht (SG) MÃ¼nchen wies die Klage durch
Gerichtsbescheid vom 08.01.2003 im Wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung ab, zwar
kÃ¶nnten nach dem Urteil des EuGH vom 04.05.1999 neben StaatsangehÃ¶rigen
eines Mitgliedstaates der EuropÃ¤ischen Union oder eines anderen Vertragsstaates
des Abkommens Ã¼ber den EWR auch tÃ¼rkische StaatsangehÃ¶rige LErzg
erhalten, wenn sie in den persÃ¶nlichen Anwendungsbereich des Beschlusses Nr.
3/80 (ARB Nr. 3/80) des Assoziationsrats vom 19. September 1980 Ã¼ber die
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten der
EuropÃ¤ischen Gemeinschaften auf die tÃ¼rkischen Arbeitnehmer und auf deren
FamilienangehÃ¶rige (ABl. Nr. C 110 vom 25.04.1983, S.60) fallen. Jedoch kÃ¶nne
die KlÃ¤gerin daraus keine Rechte herleiten. Denn der Gerichtshof habe im Rahmen
seiner Kompetenzen verbindlich fÃ¼r die nationalen Gerichte AnsprÃ¼che auf
Leistungen fÃ¼r die Zeit nach dem Erlass seiner Entscheidung beschrÃ¤nkt und
eine Ausnahme hierfÃ¼r nur zugelassen, wenn vor diesem Zeitpunkt bereits eine
Klage erhoben oder ein gleichwertiger Rechtsbehelf eingelegt worden sei. Diese
Voraussetzungen lÃ¤gen hier nicht vor.

III.

Mit der am 05.02.2003 zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) eingelegten Berufung
verfolgt die KlÃ¤gerin ihr Begehren weiter. Der Senat hat neben der
Erziehungsgeldakte des Beklagten die Streitakte des ersten Rechtszuges
beigezogen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung lieÃ� sich die KlÃ¤gerin unter anderem
dahingehend ein, sie habe es bei einer Vorsprache im zustÃ¤ndigen
Versorgungsamt kurz vor Ablauf des zweiten Bewilligungsjahres akzeptiert, dass ihr
von einer Bediensteten bedeutet worden sei, sie habe als tÃ¼rkische
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StaatsangehÃ¶rige keinen Anspruch auf LErzg.

Die KlÃ¤gerin beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
08.01. 2003 aufzuheben und den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom
22.05.2002 in der Gestalt des Widerspruchs- bescheides vom 23.07.2002 zu
verurteilen, ihr fÃ¼r das 1994 geborene Kind C. Landeserziehungsgeld zu
gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid
des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 08.01.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der zum Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gemachten Verfahrensakten beider RechtszÃ¼ge sowie
die beigezogene Erzg-Akte Bezug genommen, insbesondere auf die Niederschrift
der Senatssitzung vom 27.05. 2004.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die mangels Vorliegens einer BeschrÃ¤nkung gemÃ¤Ã� Â§ 144 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) grundsÃ¤tzlich statthafte, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte,
und insgesamt zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin, Â§Â§ 143 ff. SGG, erweist sich als
in der Sache nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die zulÃ¤ssig
erhobene kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage abgewiesen.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung bayer. Landeserziehungsgeldes ist das
Gesetz zur GewÃ¤hrung von LErzg und zur AusfÃ¼hrung des BErzGG (BayLErzGG)
vom 12.06.1989 (GVBl.1989 S.206). Anspruch auf LErzg hatte gemÃ¤Ã� Art.1 Abs.1
BayLErzGG in der fÃ¼r Geburten vom 01.07.1993 an geltenden Fassung (GVBl.1995
S.818), wer seine Hauptwohnung oder seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt seit der
Geburt des Kindes, mindestens jedoch 15 Monate in Bayern hatte (Nr. 1), mit einem
nach dem 30.06.1989 geborenen Kind, fÃ¼r das ihm die Personensorge zustand, in
einem Haushalt lebte (Nr. 2), dieses Kind selbst betreute und erzog (Nr. 3), keine
oder keine volle ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼bte (Nr. 4) und schlieÃ�lich die deut- sche
StaatsangehÃ¶rigkeit oder diejenige eines Mitgliedstaates der EuropÃ¤ischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des EWR besaÃ� (Nr. 5).

Nach Art.3 des Gesetzes wurde LErzg ab dem in Â§ 4 Abs.1 BErzGG fÃ¼r das Ende
des Bezuges von BErzg festgelegten Zeitpunkt bis zur Vollendung von weiteren
sechs Lebensmonaten des Kindes gewÃ¤hrt (Abs.1). Vor dem Ende des sechsten
Bezugsmonats endete der Anspruch mit dem Ablauf des Lebensmonats, in dem eine
der Anspruchsvoraussetzungen entfallen war. Im Fall der Aufnahme einer vollen
ErwerbstÃ¤tigkeit endete der Anspruch mit deren Beginn (Abs.3). Nach Art.5 betrug
das LErzg DM 500,00 monatlich. Bei einer Ã�berschreitung der nach Â§Â§ 5, 6
BErzGG zu berechnenden Einkommensgrenzen wurde es auf den Betrag von fÃ¼nf
Sechstel des maÃ�geblichen BErzg gekÃ¼rzt (Abs.1 Satz 1, 2).

In der vorliegenden Streitsache erfÃ¼llte die KlÃ¤gerin im Bewilligungszeitraum
unstreitig die Anspruchsvoraussetzungen des Art.1 Abs.1 Satz 1 Nrn.1 mit 4
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BayLErzGG, denn sie hatte nach Aktenlage ihren Wohnsitz seit 1989 in Bayern,
lebte im Anspruchszeitraum mit ihrer 1994 in M. geborenen Tochter C. , fÃ¼r die ihr
die Personensorge zustand, und mit ihrem Mann in einem Haushalt, betreute das
Kind selbst und Ã¼bte daneben keine ErwerbstÃ¤tigkeit aus. Zur Ã�berzeugung des
Senats stand dem Anspruch auch Nr. 5 der Vorschrift nicht grundsÃ¤tzlich
entgegen. Zwar besaÃ� die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum weder die deutsche
StaatsangehÃ¶rigkeit noch die eines Mitgliedstaates der EU oder eines anderen
Vertragsstaates des EWR. Insoweit sind jedoch aufgrund der vorliegenden
tÃ¼rkischen StaatsangehÃ¶rigkeit die Regeln Ã¼ber die seit 1963 bestehende
Assoziation zwischen der EuropÃ¤ischen Wirtschaftsgemeinschaft und der TÃ¼rkei
zu beachten, wie das BSG in seinen Entscheidungen vom 29.01.2002, B 10 EG 2
und 3/01 R im Einzelnen dargelegt hat.

Jedoch kann sich die KlÃ¤gerin auf die unmittelbare Wirkung des Art.3 Abs.1 des
ARB Nr. 3/80 fÃ¼r den Anspruchszeitraum nicht berufen, denn dieser liegt weit vor
dem Stichtag des 04.05.1999. Insoweit gilt das RÃ¼ckwirkungsverbot der
"SÃ¼rÃ¼l"-Entscheidung des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs, ein Ausnahmefall liegt
nicht vor. Denn die KlÃ¤gerin hat zum einem vor dem Erlass des "SÃ¼rÃ¼l"- Urteils
des EuGH vom 04.05.1999 keinen auf LErzg gerichtenen Rechtsbehelf eingelegt.
Zum anderen ist zu beachten, dass LErzg gemÃ¤Ã� Art.3 Abs.2 BayLErzGG
rÃ¼ckwirkend fÃ¼r hÃ¶chstens sechs Monate vor der schriftlichen Antragstellung
zu gewÃ¤hren war. Angesichts eines mÃ¶glichen Leistungszeitraums vom 05.06.
mit 04.12.1996 kÃ¶nnte nur ein vor dem 05.06.1997 gestellter Antrag der KlÃ¤gerin
Ã¼berhaupt leistungswirksam sein, vgl.BSG vom 18.02.2004, B 10 EG 6/03 R, S.8.
Wie in der vorgenannten Entscheidung von dem fÃ¼r das Erziehungsgeld
zustÃ¤ndigen 10. Senat des BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung (vgl. Urteile vom
selben Tag, B 10 EG 7, 8, 9 und 10/03 R, sowie vom 27.05.2004, B 10 EG 11/03 R)
im Einzelnen dargelegt worden ist, hilft Â§ 27 SGB X, welcher gemÃ¤Ã� Art.8 Nr.1d
BayLErzGG i.V.m. Â§ 10 BErzGG Anwendung findet, der KlÃ¤gerin nicht weiter.
GemÃ¤Ã� Abs.3 der Vorschrift kann nach einem Jahr seit dem Ende der
versÃ¤umten Frist die Wiedereinsetzung nÃ¤mlich grundsÃ¤tzlich nicht mehr
beantragt und die versÃ¤umte Handlung nicht mehr nachgeholt werden, es sei
denn, dieses war vor Ablauf der Jahresfrist infolge hÃ¶herer Gewalt unmÃ¶glich.

Angesichts des erst am 07.02.2002 gestellten Antrages auf LErzg kommt es
entscheidend darauf an, ob der KlÃ¤gerin die Antragstellung vor Ablauf der
Jahresfrist (bis zum 05.12.1997) in- folge hÃ¶herer Gewalt unmÃ¶glich war. Insoweit
hat die KlÃ¤gerin selbst nichts vorgetragen. Soweit jedoch in Frage kommt, dass
man ihr vor Ablauf des Bewilligungszeitraums von BErzg bereits gesagt habe, dass
tÃ¼rkischen StaatsangehÃ¶rigen ein Anspruch auf LErzg nicht zustehe und ein
entsprechender Antrag deshalb gar nicht gestellt zu werden brauche, bedarf es der
Berufung auf die unmittelbare Wirkung des Art.3 Abs.1 ARB Nr. 3/80 fÃ¼r einen
Zeitraum vor dem Erlass der "SÃ¼rÃ¼l"-Entscheidung des EuGH. Mit dem BSG,
a.a.O., greift jedoch insoweit die in diesem Urteil des Gerichtshofs ausgesprochene
zeitliche BeschrÃ¤nkung ein. Andere UmstÃ¤nde, die unter dem Gesichtspunkt der
hÃ¶heren Gewalt eine Wiedereinsetzung ohne RÃ¼ckgriff auf die unmittelbare
Anwendung des Art.3 Abs.1 ARB begrÃ¼nden kÃ¶nnten, sind nicht ersichtlich.
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UnabhÃ¤ngig davon, ob neben Â§ 27 SGB X hier der gegenÃ¼ber gesetzlichen
Regelungen grundsÃ¤tzlich subsidiÃ¤re Herstellungsanspruch Anwendung findet,
vgl. BVerwG NJW 1997, S.2966, BSG vom 10.07.2003, B 11 AL 11/03 R, sind dessen
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt. Denn wegen des Ausspruchs der zeitlichen
BeschrÃ¤nkung in der "SÃ¼rÃ¼l"-Entscheidung des EuGH kann dieses
Rechtsinstitut wie bereits der Wiedereinsetzungsantrag nicht auf eine objektiv
fehlerhafte Beratung durch den Beklagten gestÃ¼tzt werden, vgl. BSG vom 18.02.
und 27.05.2004, a.a.O., auf die im Ã�brigen zur Vermeidung von Wiederholungen
vollinhaltlich Bezug genommen wird.

Insgesamt weicht der vom Senat zu beurteilende Sachverhalt bereits nach dem
Berufungsvorbringen der KlÃ¤gerin nicht ab von den vom BSG, a.a.O.,
entschiedenen Fallgestaltungen, so dass dem Rechtsmittel der KlÃ¤gerin ein Erfolg
nicht beschieden sein kann.

Die Kostenfolge ergibt sich aus den Vorschriften der Â§Â§ 183, 193 SGG. Im Hinblick
auf den Verfahrensausgang konnte die Beklagte, welche fÃ¼r das
Berufungsverfahren keine Veranlassung gegeben hat, nicht zur Erstattung der
notwendigen Aufwendungen verpflichtet werden, die der KlÃ¤gerin zu deren
Rechtsverfolgung entstanden sind.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor. Weder wirft dieses Urteil nÃ¤mlich eine entscheidungserhebliche
hÃ¶chstrichterlich bisher ungeklÃ¤rte Rechtsfrage grundsÃ¤tzlicher Art auf, noch
weicht es ab von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der
obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts und
beruht hierauf.

Erstellt am: 05.11.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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